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Wetter – Anfangs noch be-
wölkt, im Tagesverlauf freundli-
cher. Aussichten: mal sonnig,
mal wolkig. MEHR AUF SEITE 4

ECHO-Interview: Darmstadts Oberbürgermeister Hoffmann hadert mit den Grünen SEITE 15 Donnerstag, 13. Dezember 2007
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Am Flughafen
soll es ruhiger

werden
Hessen – Pakt von Airlines und Land –
Koch: Nachtflugverbot mit Ausnahmen

WIESBADEN. Wenige Tage vor
Bekanntgabe des Planfeststel-
lungsbeschlusses zum Ausbau
des Frankfurter Flughafens haben
Luftverkehrswirtschaft und hessi-
sche Landesregierung gestern ei-
ne Selbstverpflichtung für einen
verbesserten Lärmschutz in der
Region unterschrieben. Damit sol-
len der aktuelle Fluglärm redu-
ziert und die Folgen des Flugha-
fenausbaus abgemildert werden.
Gleichzeitig wurde beschlossen,
den Dialog mit den Menschen in
der Flughafenregion fortzusetzen.

Ministerpräsident Roland
Koch (CDU) bekräftigte im Land-
tag, dass es trotz des geplanten
Nachtflugverbots am Flughafen
auch künftig planmäßige Starts
und Landungen zwischen 23 und
fünf Uhr geben werde. Die Aus-
baugenehmigung werde Ausnah-
men vom Verbot zulassen. Diese
Auffassung hatte Koch bereits in
einem Interview mit dem ECHO
am 17. November vertreten. Der
Ministerpräsident sprach von ei-
ner „sehr eng begrenzten und prä-
zise definierten Zahl von Ausnah-
men“. Diese seien notwendig, um
den Ausbau und das Nachtflug-
verbot juristisch abzusichern.
Wirtschaftsminister Alois Rhiel
(CDU) will die Genehmigung für
den Bau der neuen Nordwest-
Landebahn am kommenden
Dienstag vorlegen. 

Nach der Lärmschutz-Verein-
barung sollen erste Maßnahmen
bereits vor Inbetriebnahme der
neuen Bahn umgesetzt werden.
Dabei geht es unter anderem um
geänderte An- und Abflugverfah-
ren sowie eine Optimierung der
Flugzeuge. Darauf haben sich der
Flughafenbetreiber Fraport, die
Lufthansa, die Flugsicherung und
die Vertretung der Luftfahrtgesell-

schaften (Barig) verständigt. Das
Land zahlt künftig die Hälfte sei-
ner Dividende aus der Flughafen-
beteiligung in einen Regional-
fonds ein, in den auch Fraport
und die Luftfahrtunternehmen
einzahlen. Aus diesem Topf sollen
verschiedene Maßnahmen im
Umland finanziert werden. Unter
anderem ist geplant, Hausbesitzer
zu entschädigen, deren Immobi-
lien durch den Fluglärm erheblich
an Wert verloren haben oder noch
verlieren werden. 

Durch die Arbeit des Regiona-
len Dialogforums (RDF) hätten
sich viele Erkenntnisse ergeben,
die im Interesse der Region auch
jenseits des Planfeststellungsbe-
schlusses umgesetzt werden
könnten, betonte Koch. „Wir wol-
len den Lärm an der Quelle redu-
zieren“, versprach der stellvertre-
tende Fraport-Vorstandschef Ste-
fan Schulte. Fraport habe gemein-
sam mit der Flugsicherung bereits
erste Schritte eingeleitet, um
durch geänderte An- und Abflug-
verfahren eine Lärmreduzierung
zu erreichen. Der stellvertretende
Lufthansa-Chef Stefan Lauer kün-
digte an, man werde bis 2015 rund
14 Milliarden Euro in neue und
leisere Flugzeuge investieren. Ba-
rig-Generalsekretär Martin Gaeb-
ges versprach, alle Lärmschutz-
Maßnahmen zu unterstützen.

Der RDF-Vorsitzende Johann-
Dietrich Wörner erneuerte unter
Hinweis auf das Mediationsergeb-
nis seine Forderung, dass es zwi-
schen 23 Uhr und fünf Uhr keine
planmäßigen Flüge geben dürfe.
Sollten Nachtflüge aus rechtli-
chen Gründen möglich werden,
seien sie an strenge Vorgaben zu
koppeln. „Mediation heißt: keine
Nachtflüge“, sagte er. ha/lhe
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Schwere Schlappe für Blocher
Schweiz – Parlament wählt rechtskonservativen Justizminister aus der
Regierung ab – Volkspartei droht mit Gang in die Opposition
BERN. Schwere Niederlage für
den umstrittenen Schweizer Poli-
tiker Christoph Blocher: Der als
Ausländerfeind und Populist be-
zeichnete Justizminister wurde
gestern entgegen den Erwartun-
gen vom Parlament in Bern nicht
als Mitglied einer neuen Regie-
rung bestätigt. Stattdessen wurde
mit den Stimmen von Sozial- und
Christdemokraten sowie den Grü-
nen die Volkspartei-Politikerin
Eveline Widmer-Schlumpf ge-
wählt. Sie will erst heute erklären,
ob sie das Amt annimmt. 

Wiedergewählt wurde neben
allen anderen Regierungsmitglie-
dern auch SVP-Verteidigungsmi-
nister Samuel Schmid. Die Volks-
partei (SVP) hat angedroht, mit
Blocher in die Opposition zu ge-

hen und dann ihre beiden Regie-
rungsmitglieder nicht zu unter-
stützen. Die Neuwahl der Regie-
rung stand nach der Parlaments-
wahl vom Oktober an, bei der Blo-
chers SVP einen Stimmenanteil

von fast 30 Prozent erzielt hatte.
Die Nichtwahl Blochers gilt als

politische Sensation in einem
Land, in der die großen Parteien
seit 1959 gemeinschaftlich die Re-
gierung bilden, seit 2003 mit Mit-
gliedern der SVP sowie Christ-,
Frei- und Sozialdemokraten. Blo-
cher hatte weder im ersten noch
zweiten Wahlgang die notwendi-
ge absolute Mehrheit der 246 Ab-
geordneten hinter sich gebracht.
Im zweiten Wahlgang bekam
Widmer-Schlumpf mit 125 Stim-
men die absolute Mehrheit vor
Blocher, der 115 Stimmen auf sich
vereinigte. Damit war Widmer-
Schlumpf gewählt, die sich offi-
ziell überhaupt nicht beworben
hatte. dpa
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Hoffmann gegen
Offenlage des Darmbachs

Stadtentwicklung – OB will das umstrittene
Innenstadtprojekt in Darmstadt stoppen
DARMSTADT. Überraschend ist
Darmstadts Oberbürgermeister
Walter Hoffmann (SPD) auf Dis-
tanz zu einem der Lieblingspro-
jekte seiner Koalition aus SPD,
Grünen und FDP gegangen. Im In-
terview mit dem ECHO (Wortlaut
auf Seite 15) spricht er sich für
den Verzicht auf die Offenlage des
Darmbachs in der Innenstadt aus.

Der Darmbach fließt unter-
halb des Badesees Woog im Osten
der Innenstadt in den Kanal. Die

Renaturierung in einem offenen
Bett quer durch die City soll die
Kläranlage von der Frischwasser-
Einleitung entlasten. Die Kosten
werden auf acht bis zehn Millio-
nen Euro geschätzt.

Das Projekt ist umstritten.
ECHO-Recherchen haben erge-
ben, dass die Rechtsgrundlage, ei-
ne Anordnung aus dem Regie-
rungspräsidium, nur unverbindli-
chen Charakter hat. KS
MEHR AUF DEN SEITEN 13 UND 15

Kaum Chancen auf weiße Weihnacht 

Winterfreuden im Schwarzwald: Ein Mann stapft am Mittwoch in Hinterzarten mit einer Schaufel durch
den Neuschnee. FOTO: AP

Auch wenn sich die Meteorologen noch nicht endgültig
festlegen wollen – die Chancen auf weiße Weihnachten
sind gering. Im Flachland sei das ohnehin ein eher selte-
nes Ereignis, sagte Andreas Friedrich vom Deutschen
Wetterdienst am Mittwoch. Wenn man weiße Weihnach-
ten so definiere, dass am 24., 25. und 26. Dezember eine
Schneedecke vorhanden ist oder es zumindest an jedem
Tag schneit, liege die Wahrscheinlichkeit in Aachen bei
zehn Prozent, in Hamburg bei elf Prozent, in Frankfurt bei
13 Prozent, in Dresden bei 27 Prozent und in München
immerhin bei 39 Prozent. Ganz erfüllt sei die Vorgabe mit

Schneedecken an allen drei Tagen an diesen Orten zuletzt
1981 gewesen. Damals lag ganz Deutschland an Weih-
nachten unter einer geschlossenen Schneedecke. Für das
diesjährige Weihnachtsfest gebe es bislang nur eine erste
Tendenz, sagte Friedrich. Danach gebe es Anzeichen in
den weltweit vorliegenden Modellrechnungen, dass es zu
den Feiertagen hin von Westen her langsam milder und
unbeständiger werde. In den kommenden Tagen sorgt
zunächst ein Hoch in weiten Teilen Deutschlands für
ruhiges, aber kaltes Winterwetter. Der Schneefall am Al-
penrand klingt heute allmählich ab. ap/dpa

Landesbanken – Die WestLB
strebt völlig überraschend eine
Fusion mit der Landesbank
Hessen-Thüringen an. SEITE 5

Kino – Russel Cro-
we als Gangster im
Western „Todeszug
nach Yuma“. SEITE 12

Umgehung – Baurecht für das
Millionenprojekt in Reinheim
ist geschaffen. Nun fehlt das
Geld, und eine Klage droht. SEITE 21

Chemie-Gewerkschaft
fordert sieben Prozent 

Löhne – IG BCE kündigt „knackige Tarifrunde“
an – Arbeitgeber raten zur Mäßigung
HANNOVER.  Die Gewerkschaft
Bergbau, Chemie, Energie fordert
für die 550 000 Beschäftigten der
Chemischen Industrie zwischen
6,5 und sieben Prozent mehr
Geld. Dies beschloss der Haupt-
vorstand der IG BCE am Mittwoch
einstimmig in Hannover. Die Ge-
werkschaft will in der Tarifrunde
2008 zudem einen Tarifvertrag
zur flexiblen Gestaltung der Le-
bensarbeitszeit und ein neues Ab-
kommen zur Schaffung von Aus-
bildungsplätzen durchsetzen. Der
Bundesarbeitgeberverband Che-
mie (BAVC) wies die Lohnforde-
rung als überhöht zurück.

Der IG-BCE-Vorstand erklärte,
angesichts der guten wirtschaftli-
chen Situation der chemischen In-
dustrie müsse sich die Tarifrunde
2008 auf eine deutliche Erhöhung
der Einkommen konzentrieren.
Neben einem Ausgleich für die
stark gestiegenen Preise müsse
der Tarifabschluss Produktivitäts-
zuwächse der Branche berück-
sichtigen und zu einer realen Ein-
kommenserhöhung führen.

BAVC-Hauptgeschäftsführer
Hans Paul Frey forderte die Ge-
werkschaft zur Mäßigung auf. Die
Chemie-Konjunktur laufe zwar
noch gut. Die Geschäftserwartun-
gen für die kommenden Monate
hätten sich jedoch abgeschwächt.

„Die Erfolge von heute dürfen
nicht zu tariflichen Dauerlasten
führen, die in schlechten Zeiten
nicht mehr tragbar sind.“ 

Demgegenüber sprach IG-
BCE-Tarifexperte Werner Bischoff
von einem robusten Aufschwung.
Die wirtschaftlichen Kennzahlen
der chemischen Industrie lägen
auf einem sehr ordentlichen Ni-
veau. „Das sind gute Vorausset-
zungen für eine knackige Tarif-
runde“, meinte Bischoff. 

Über die Empfehlung sollen
nun die Bezirke der Gewerkschaft
beraten. Die endgültige Forde-
rung, die in der Regel der Empfeh-
lung folgt, will die Bundestarif-
kommission der Gewerkschaft am
7. Februar beschließen. Die Tarif-
verhandlungen mit den Chemie-
Arbeitgebern sollen am 26. Febru-
ar in Hessen beginnen.

Für die rund 8000 Beschäftig-
ten der ostdeutschen Stahlindus-
trie fordert die IG Metall unterdes-
sen acht Prozent mehr Lohn. Der
Bezirksleiter für Berlin-Branden-
burg-Sachsen, Olivier Höbel, sag-
te nach einem Beschluss der Tarif-
kommission in Berlin: „Die Bilan-
zen sind gut, die Auftragsbücher
voll, und die Gewinne sprudeln.“
Daher forderten die Beschäftigten
zu Recht, an dem wirtschaftlichen
Erfolg teilzuhaben. ap/dpa

Christoph Blocher FOTO: AP


